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Fehlende Investitionsmittel führen zu
Mehrbelastung des Personals
Deutsche Krankenhausgesellschaft

Die von der Deutschen Krankenhausgesellschaft

(DKG) in enger Abstimmung mit den

Landeskrankenhausgesellschaften veröffentlichte

neu überarbeitete Bestandsaufnahme zur

Krankenhausplanung und Investitionsfinanzierung

in den Bundesländern 2017 zeigt deutlich, dass die

mangelnde Investitionsausstattung durch die

Länder die Krankenhäuser in eine problematische

Situation bringt. “Die Länder entziehen sich

weiterhin ihrer Verantwortung und verweigern

damit den Krankenhäusern lebensnotwendige

Finanzmittel. Dabei geht es zum einen um den

Erhalt der Substanz – es geht aber auch um notwendige Weiterentwicklungen. So können wir die Digitalisierung

nicht voranbringen und damit auch keine Entlastung für das Personal durch neue digitale Prozesse herbeiführen.

Gleiches gilt auch für baulichen Maßnahmen und die instrumentelle Ausstattung der Kliniken, die wir aufgrund

der fehlenden Mittel nicht so verbessern können, wie es notwendig wäre, um das Personal zu entlasten”, erklärte

DKG-Hauptgeschäftsführer Georg Baum.

In der fortgeschriebenen Bestandsaufnahme wird neben den bundeslandspezifischen Verfahren und Methoden

der Krankenhausplanung auch die Entwicklung der Investitionsförderung seit Anfang der 90er Jahre bis zum Jahr

2015 aufgezeigt. Zusammengefasst stellten die Bundesländer im Jahr 2015 ca. 2,8 Milliarden Euro zur

Investitionsförderung nach § 9 KHG zur Verfügung. Das Gesamtvolumen der KHG-Mittel auf Bundesebene liegt

damit unterhalb des durchschnittlichen Investitionsvolumens der Jahre 1991 bis 2015. Unter Berücksichtigung

eines bestandserhaltenden Investitionsbedarfs von mindestens sechs Milliarden Euro (ohne den jährlichen

Investitionsbedarf für Universitätsklinika (Lehre und Forschung sowie Ausbildungsstätten) zeigt sich weiterhin

eine Investitionslücke von über 100 Prozent – ein absolut beschämender Zustand!

Dargestellt werden neben den Rechtsgrundlagen der Krankenhausplanung und Investitionsfinanzierung auch

aktuelle Entwicklungen wie z. B. zum Thema planungsrelevante Qualitätsindikatoren. Weitere Übersichten u. a.
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zu den Regelungen zum Strukturfonds, zur kommunalen Beteiligung an der Investitionsfinanzierung der

Krankenhäuser sowie zum Kommunalinvestitionsförderungsfonds zur Unterstützung von Investitionen

finanzschwacher Gemeinden und Gemeindeverbände zeigen die unterschiedlichen Entwicklungen in den

Bundesländern.
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